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7.1  Extremismusprävention

Für eine effiziente und nachhaltige Sicherheitspolitik müssen 

Repression und Prävention Hand in Hand gehen. Aus diesem 

Bewusstsein heraus hat der Niedersächsische Verfassungsschutz 

2014 den Phänomen übergreifenden Fachbereich Extremismusprä-

vention eingerichtet. Das Präventionsangebot des Niedersächsischen 

Verfassungsschutzes umfasst eine Vielzahl von Maßnahmen: von der 

Informationsvermittlung über Erscheinungsformen von Extremismus 

und Radikalisierungsprozessen, das Engagement im Rahmen der 

Niedersächsischen Landesprogramme für Extremismusprävention, 

die Präventionsberatung für Fachkräfte bis hin zum Ausstiegs-

angebot aus dem Extremismus.

Da sich die extremistischen Szenen ständig wandeln, werden die 

Präventionsangebote des Niedersächsischen Verfassungsschutzes 

stetig an die aktuellen Entwicklungen angepasst. Sie sind zudem 

zielgruppenorientiert und niedrigschwellig erreichbar. Dies stellt 

sicher, dass alle Bürgerinnen und Bürger Zugang zu den Angeboten 

haben, um sich zu informieren, Ansprechpersonen bei konkreten 

Fragen zu finden und ggf. sogar selbst Hilfe zu erhalten.

Extremismusprävention ist eine gesamtgesellschaftliche Heraus-

forderung, die ausschließlich im Zusammenwirken von Staat und 

Zivilgesellschaft bewältigt werden kann. Der Niedersächsische Ver-

fassungsschutz ist daher Kooperationspartner innerhalb eines Netz-

werkes von unterschiedlichen Präventionsakteuren in Niedersachsen 

sowie auf Bundesebene. Damit trägt er zu einer gelingenden 

und ganzheitlich angelegten Extremismusprävention für Nieder-

sachsen bei. Deshalb ist er gemeinsam mit dem Landeskriminalamt 

Niedersachsen (LKA NI) geschäftsführend im Landesprogramm für 

Islamismusprävention „Kompetenzforum Islamismusprävention 

Niedersachsen“ (KIP NI) tätig und hat seinerzeit federführend 

an der Erarbeitung des im Niedersächsischen Justizministerium 

angesiedelten „Landesprogramms gegen Rechtsextremismus – für 

Demokratie und Menschenrechte“ (heute: „Landesprogramm für 

Demokratie und Menschenrechte“) mitgearbeitet.
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Der Niedersächsische Verfassungsschutz hält folgende Präventions-

angebote vor:

	� Bereitstellung von Referentinnen und Referenten für 

Fachvorträge,

	� Veröffentlichung von Informationen des Verfassungsschutzes im 

Rahmen eigener Veranstaltungen und Publikationen,

	� speziell für bestimmte Adressatenkreise konzipierte Informations- 

und Beratungsangebote (u. a. Wanderausstellung „Gemeinsam 

gegen Rechtsextremismus“179, Lehrkräftefortbildungen, 

Beratung von Funktionsträgerinnen und -trägern in Städten und 

Gemeinden),

	� Betreuung von Personen, die sich von extremistischen Ideologien 

bzw. Szenen abwenden möchten (Ausstiegsprogramm Aktion 

Neustart180).

7.2 � Vortrags- und 
Informationsveranstaltungen

Eine dif ferenzier te Vermittlung von Informationen über 

Erscheinungsformen von Extremismus und den ihnen zugrunde 

liegenden Ideologien in Vortrags- und Informationsveranstaltungen 

ist ein Kernbestandteil der Präventionsarbeit des Niedersächsischen 

Verfassungsschutzes. Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des 

Verfassungsschutzes können zu allen Aspekten des Extremis-

mus als Referentinnen und Referenten eingeladen werden, 

z.  B. von Kommunen, Vereinen, Parteien, zivilgesellschaftlichen 

Organisationen, Behörden, Schulen und anderen Bildungsein-

richtungen. Ebenso werden Projekttage, Seminare und Workshops 

auf Anfrage fachlich begleitet. Die Themen und Formate können 

innerhalb des Zuständigkeitsbereichs des Verfassungsschutzes mit 

den Referentinnen und Referenten flexibel vereinbart werden.

2025 wurden insgesamt 175 Vortragseinheiten realisiert, an denen 

ca. 7.200 Bürgerinnen und Bürger teilnahmen.

179	 Siehe Kapitel 7.3.

180	Siehe Kapitel 7.8.
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Überwiegend wurden Vorträge bzw. Workshops angefragt, die 

einen Überblick über die unterschiedlichen vom Verfassungsschutz 

bearbeiteten Themenfelder boten. Dementsprechend wurden in 121 

Überblicksvorträgen Informationen zu verschiedenen Extremismus-

phänomenen vermittelt und Angebote der Prävention vorgestellt. 

Als Einzelthema war auch 2025 der Rechtsextremismus in 46 Vor-

trägen am stärksten nachgefragt. Acht Vorträge fokussierten über-

wiegend den Phänomenbereich Islamismus.

Workshopmodul zu den Themen Rassismus und Vorurteile

Diskriminierungs- und Ausgrenzungserfahrungen können eine 

Radikalisierung befördern. Ebenso sind Vorurteile und Abwertungen, 

die sich gegen bestimmte Bevölkerungsgruppen richten, häufig 

Beschleuniger hin zur Ausbildung fester extremistischer Ein-

stellungsmuster. Um die gewichtige Rolle von Rassismus und Vor-

urteilen stärker im Rahmen der Extremismusprävention in den Fokus 

zu nehmen, können beim Niedersächsischen Verfassungsschutz 

angefragte Workshops um dieses Thema erweitert werden. In einer 

Mischung aus theoretischen und praktischen Teilen in Form von 

Übungen werden rassistische Vorurteilsstrukturen und Mechanis-

men der Abwertung und Ausgrenzung gemeinsam erarbeitet und 

anhand aktueller gesellschaftlicher Fragen diskutiert. 2025 wurde 

in 18 Workshops von dem neuen Angebot des Niedersächsischen 

Verfassungsschutzes Gebrauch gemacht.

Kooperationsprojekt „Riegelstellung gegen Extremismus“ mit dem 

Landesfeuerwehrverband Niedersachsen

Seit 2020 fördert der Niedersächsische Verfassungsschutz das beim 

Landesfeuerwehrverband Niedersachsen angesiedelte Präventions-

projekt „Riegelstellung gegen Extremismus“. Ziel des Projektes ist es, 

die Freiwilligen und Berufsfeuerwehren in Niedersachsen 

zu informieren, wie Extremismus und extremistische 

Radikalisierung zu erkennen sind sowie Handlungs-

optionen im Falle einer Radikalisierung an die Hand zu 

geben. Der Fachbereich Extremismusprävention ist an 

der Kooperation in Form von Vorträgen und Seminar-

tagen für die Angehörigen der niedersächsischen Feuer-

wehren inhaltlich beteiligt. 2025 fanden gemeinsam mit 
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dem Landesfeuerwehrverband Niedersachsen 18 Veranstaltungen 

mit 510 Teilnehmenden statt. Bereits die vorangehenden Projekte 

„Löschangriff gegen Rechts“ und „Zündstoff für die Feuerwehren in 

Niedersachsen“ wurden vom Niedersächsischen Verfassungsschutz 

gefördert.

7.3 � Ausstellung „Gemeinsam gegen 
Rechtsextremismus“

Ein seit Jahren erfolgreiches und anschauliches Format der Prä-

ventionsarbeit des Niedersächsischen Verfassungsschutzes bildet 

die Wanderausstellung „Gemeinsam gegen Rechtsextremismus“. 

Grundlegende Informationen zu verschiedenen Ausprägungen des 

Rechtsextremismus und rechtsextremistischer Propaganda werden 

u.  a. anhand einschlägiger Internetvideos, rechtsextremistischer 

Musik und Szenebekleidung vermittelt. Einen Schwerpunkt der 

Ausstellung bildet die rechtsextremistische Jugendszene. Daher 

eignet sie sich insbesondere für Schülerinnen und Schüler bzw. Aus-

zubildende. Sie wird begleitet von Referentinnen und Referenten 

des Niedersächsischen Verfassungsschutzes, die im Rahmen von 

90-minütigen Führungen auch die Fragen der Teilnehmenden 

beantworten.

Ein zusätzliches Modul behandelt mit dem Antisemitismus einen 

Grundbestandteil der rechtsextremistischen Ideologie, informiert 

jedoch auch kurz über Formen des Antisemitismus in anderen 

Extremismusphänomenen. Ein weiteres befasst sich mit Ver-

schwörungstheorien. Nach vorheriger Absprache besteht die 

Möglichkeit, diese beiden Themen als eigene Schwerpunkte zu 

behandeln.

2025 war die Wanderausstellung in der Käthe-Kollwitz-Schule 

in Hannover (18 Führungen mit rund 400 Besucherinnen und 

Besuchern), im Gymnasium Walsrode (21 Führungen mit rund 

700 Besucherinnen und Besuchern) und in der Berufsbildenden 

Schule I in Lüneburg (17 Führungen mit etwa 800 Besucherinnen 

und Besuchern) zu Gast. Insgesamt wurden somit rund 1.900 
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Schülerinnen und Schülern sowie Lehrkräften in 56 Führungen 

Kenntnisse über die Erscheinungsformen des Rechtsextremismus 

vermittelt.

Bereits seit dem Jahr 2005 setzt der Niedersächsische Verfassungs-

schutz die inzwischen mehrfach überarbeitete Wanderausstellung 

zur Informationsvermittlung über den Rechtsextremismus ein. 

Seitdem fanden rund 1.200 Führungen statt, mit denen ungefähr 

27.500 Besucherinnen und Besucher erreicht wurden. 

Neukonzeption der Wanderausstellung 

Ende 2025 wurde begonnen, die Wanderausstellung grundlegend 

neu zu konzipieren. Neben der reinen Wissensvermittlung über 

Rechtsextremismus soll mit Hilfe immersiver multimedialer Erleb-

nisse veranschaulicht und erfahrbar gemacht werden, wie sich 

extremistische Akteurinnen und Akteure digitale Technologien 

und soziale Medien zunutze machen, um Heranwachsende und 

den öffentlichen Diskurs insgesamt zu radikalisieren – und wie 
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dadurch unser friedliches Miteinander in Vielfalt und Demokratie 

untergraben werden soll. Die Umsetzung des neuen Ausstellungs-

konzeptes erfolgt maßgeblich 2026, sodass das neue Angebot 2027 

zur Verfügung stehen wird.

7.4  Informationsmaterialien

Der Niedersächsische Verfassungsschutz erstellt Informations-

materialien und veröffentlicht den jährlichen Verfassungsschutz-

bericht, der einen detaillierten Überblick über die extremistischen 

Entwicklungen in Niedersachsen gibt. Die Materialien stehen auf 

der Internetseite des Niedersächsischen Verfassungsschutzes zum 

kostenlosen Download zur Verfügung.

Das Portfolio umfasst derzeit folgende Titel:

	� „Reichsbürger und Selbstverwalter“ (Flyer),

	� „Frauenfeindlichkeit und Antifeminismus im Rechts-

extremismus“ (Flyer),

	� „Verschwörungstheorien: Erscheinungsformen und 

Symbole“ (Flyer),

	� „Islamismus“ (Flyer) (deutsch, arabisch, türkisch),

	� „Jihadistischer Salafismus“ (Flyer),

	� „Autonome Gewalt”,

	� „Verfassungsschutz durch Information“ (Flyer),

	� „Wirtschaftsschutz” und 

	� „Immobiliengeschäfte mit extremistischem Hinter-

grund“ (Flyer; nur für Kommunen; kein Download).

Die Fotos zeigen noch die aktuelle Ausstellung.
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7.5  Veranstaltungen 

Podiumsdiskussion

Seit 2014 veranstaltet der Niedersächsische Verfassungsschutz die 

Reihe „Aktuell und Kontrovers – Verfassungsschutz im Diskurs 

mit Wissenschaft und Zivilgesellschaft“. Bei diesem Format stehen 

nicht die eigenen Positionen des Niedersächsischen Verfassungs-

schutzes im Vordergrund; vielmehr bietet es ein Forum, um Akteure 

der Wissenschaft, der Zivilgesellschaft und der Politik über aktuelle 

Themen miteinander ins Gespräch zu bringen.

Unter dem Titel „Feminismus und Antifeminismus: Wie werden 

Geschlechterrollen im Extremismus verhandelt?“ fand am 

04.06.2025 bereits die neunte Veranstaltung mit etwa 80 Gästen 

in den ver.di-Höfen in Hannover statt. Der Niedersächsische Ver-

fassungsschutzpräsident, Dirk Pejril, ordnete das Thema der Ver-

anstaltung in seiner Eröffnungsrede ein: 

„Die gesellschaftliche Sprengkraft und das Mobilisierungspotenzial der Debatte um Ge-

schlechterrollen durch Extremisten beschäftigen uns als Verfassungsschutz seit einigen Jah-

ren. So haben wir bereits 2019 eine Podiumsdiskussion zum Thema ‘Frauen im Salafismus’ 

veranstaltet. …

Rechtsextreme Akteure polemisieren scharf gegen eine angeblich von oben gesteuerte linke 

‘woke’ Kultur, die angetreten sei, der Mehrheit der Bevölkerung ihre Meinung aufzuzwin-

gen. Dies zeigt sich beispielsweise in heftig geführten Debatten etwa um den Sexualkun-

deunterricht in Schulen, die Ehe für homosexuelle Paare oder Aktionen von Seiten insbe-

sondere auch junger rechtsextremistischer Akteure gegen den Christopher-Street-Day. Die 

Zuspitzung der gesellschaftlichen Richtungsdiskussion dient Extremisten zur Mobilisierung 

ihrer Anhänger und zu Rekrutierungszwecken.”

Unter Moderation der Journalistin Jutta Rinas (Hannoversche All-

gemeine Zeitung) debattierten über das Tagesthema

	� Dominik Hammer, Forschungsleiter, Institute for Strategic 

Dialogue,

	� Dr. Britt Ziolkowski, Zentrum für Analyse und Forschung (ZAF) 

beim Bundesamt für Verfassungsschutz (BfV) und 

	� Dr. Hannah Lotte Lund, Technische Universität Berlin, 

Forschungsinstitut Gesellschaftlicher Zusammenhalt, Zentrum für 

Antisemitismusforschung (ZfA).
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Nach der Definition, der für die Diskussion wesent-

lichen Begriffe der Queerfeindlichkeit („Hass gegen 

alle von der Heterosexualität abweichenden sexuellen 

Orientierungen“), Misogynie („Frauenhass“), Feminis-

mus („politische, soziale und kulturelle Bewegung zur 

Gleichberechtigung aller Menschen, insbesondere 

Frauen“) und Antifeminismus („politische Strategie 

und Ideologie, die sich gegen Feminismus richtet“) 

und der Einordnung dieser in den historischen Kontext, wandte 

sich die Diskussion den Erscheinungsformen von Antifeminismus 

und Frauenhass im Extremismus zu. Dominik Hammer legte einen 

Fokus auf die sogenannte Mannosphäre, ein loses antifeministisches 

Online-Netzwerk, bestehend aus einer Vielzahl von Internetforen 

und Blogs, deren Mitglieder die frauenfeindliche Einstellung eint. 

Neben Sexismus seien Rassismus und Fremdenfeindlichkeit in den 

Gruppen der Mannosphäre weit verbreitet. Rechtsextremisten und 

Mitglieder der Subkultur der „Incels“181 (englische Kurzform für 

„unfreiwillig zölibatär“) seien vielfach in der Mannosphäre anzu-

treffen. Auch fänden sich dort inhaltliche Schnittmengen zwischen 

Rechtsextremisten und Islamisten in der gegenseitigen Bestätigung 

hegemonialer Männlichkeit.

Diskutiert wurde auf dem Podium weiterhin, welchen Einfluss die 

Geschlechtsidentität auf eine extremistische Radikalisierung hat. 

Einigkeit herrschte darüber, dass sich die Geschlechterdebatte gut 

zur Mobilisierung seitens extremistischer Gruppierungen nutzen 

lasse, weil es ein sehr persönliches Thema sei, das alle Menschen 

betreffe und sich somit jede und jeder potenziell angesprochen 

fühle. Auf die Frage, warum die Geschlechterdebatte im Links-

extremismus nicht in der Form wie im Rechtsextremismus und 

Islamismus zu Radikalisierungszwecken verfängt, stellte das Podium 

die Hypothese auf, dass der Linksextremismus einen ideologischen 

Anspruch von Gleichheit vertrete, während Rechtsextremismus und 

Islamismus die Ungleichwertigkeit von Menschen propagiere. Auch 

181	 Für weitere Informationen zur Incel-Szene vgl. Flyer des Niedersächsischen Verfassungs-
schutzes „Frauenfeindlichkeit und Antifeminismus im Rechtsextremismus“, abrufbar un-
ter: https://www.verfassungsschutz.niedersachsen.de/startseite/aktuelles_service/publi-
kationen/publikationen-205651.html sowie Kapitel 3.2, Abschnittt „Antifeminismus und 
Frauenfeindlichkeit“.
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würde in letzteren zwei Extremismusformen das Kollektiv (im Sinne 

von Volk und Umma) über das Individuum gestellt, sodass feste 

Geschlechterrollen zur Stabilisierung dieses Kollektivs eingesetzt 

werden würden.

Als Fazit stand am Ende der Veranstaltung, dass einer wirksamen 

Instrumentalisierung der Geschlechterdebatte durch Extremisten am 

besten bereits im Schulalter durch Aufklärung vorgebeugt werden 

sollte.

Teilnahme am 30. Deutschen Präventionstag 

Am 23. und 24.06.2025 fand der 30. Deutsche Präventionstag 

mit dem Schwerpunktthema „Prävention und gesellschaftlicher 

Frieden“ in Augsburg statt. Der Fachbereich Extremismusprävention 

des Niedersächsischen Verfassungsschutzes stellte an seinem Stand 

seine Maßnahmen sowie die Arbeit des Niedersächsischen Ver-

fassungsschutzes insgesamt vor. Zudem nutzte das Präventionsteam 

die persönlichen Gespräche mit den Kongressteilnehmenden und 

Besucherinnen und Besuchern, um weitere Netzwerkpartner für die 

Extremismusprävention zu gewinnen.

Seit 1995 fand der Deutsche Präventionstag in 23 verschiedenen 

Städten und zehn Bundesländern statt. Ab dem Jahr 2026 wird der 

Präventionstag dauerhaft (zunächst für die nächsten zehn Jahre) in 

der Landeshauptstadt Hannover stattfinden.

Fortbildungsreise für Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des Nieder-

sächsischen Verfassungsschutzes

Vom 14. bis zum 20.04.2025 nahmen 20 Mitarbeiterinnen und Mit-

arbeiter des Niedersächsischen Verfassungsschutzes an einer Fort-

bildungsreise in die polnische Stadt Oświęcim (deutsch: Auschwitz) 

teil, um verschiedene Bereiche des Staatlichen Museums Auschwitz-

Birkenau zu besuchen.

Neben Begehungen und Führungen durch das sogenannte Stamm-

lager, das Außenlager Auschwitz-Birkenau sowie Auschwitz III 

Monowitz umfasste das Programm zudem den Besuch von Aus-

stellungen und Workshops, um die Kenntnisse über die Geschichte 

der Stadt, der Lager und die Schicksale der Opfer zu vertiefen. 

Gerade die Beschäftigung mit Biografien, Kunst der Häftlinge und 
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deren persönlichen Gegenständen erzeugte eine tiefe Betroffen-

heit bei den Teilnehmenden und zumindest eine Vorstellung vom 

Ausmaß der auf der menschenverachtenden nationalsozialistischen 

Ideologie beruhenden Verbrechen.

Der Niedersächsische Verfassungsschutz organisiert in regelmäßigen 

Abständen Fortbildungen für Mitarbeitende u. a. in Gedenkstätten. 

Hierdurch soll das Grundverständnis hinter der Gründung des Ver-

fassungsschutzes abgebildet werden, Bestrebungen entgegenzu-

treten, die die freiheitliche demokratische Grundordnung gefährden 

und diese als zentralen Rahmen unseres politischen und sozialen 

Zusammenlebens immer wieder in das Bewusstsein zu rücken. In 

den letzten Jahren wurden z. B. die Gedenkstätte Bergen-Belsen 

sowie das Grenzdurchgangslager und Museum Friedland besucht.

7.6  Kontaktdaten

Für Wünsche zu Vortrags- und Informationsveranstaltungen 

steht der Fachbereich der Extremismusprävention beim Nieder-

sächsischen Verfassungsschutz unter folgenden Kontaktdaten 

zur Verfügung:

Telefon:	 0511 6709-215

E-Mail:	 praevention@mi.niedersachsen.de

Informationen zur Wanderausstellung „Gemeinsam gegen 

Rechtsextremismus“, wie aktuelle Ausstellungsorte, Termine für 

Führungen, Voraussetzungen für die Präsentation etc., erhalten 

Sie ebenfalls unter der o. a. Telefonnummer oder E-Mail-Adresse. 

Siehe auch Kapitel 1.16.
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7.7 � Landesprogramm für Islamismus
prävention „Kompetenzforum 
Islamismusprävention 
Niedersachsen“ (KIP NI)

7.7.1  Struktur

Die islamistische und vor allem die salafistische 

Radikalisierung junger Menschen stellt Staat und 

Gesellschaft vor große Herausforderungen. Wichtig 

ist, Radikalisierungsprozessen vorzubeugen oder diese 

aufzuhalten. Das Land Niedersachsen begegnet dieser 

Herausforderung, indem es auf eine lebendige und 

vielfältige Präventionslandschaft setzt. Diese Vielfalt 

sowie die angespannte sicherheitspolitische Lage machen eine 

strukturierte und abgestimmte Vorgehensweise notwendig. Im 

Juli 2016 hatte die Niedersächsische Landesregierung deshalb die 

Einrichtung der „Kompetenzstelle Islamismusprävention Nieder-

sachsen“ beschlossen, die im Mai 2020 per Kabinettsbeschluss zum 

Landesprogramm für Islamismusprävention ausgebaut wurde. Das 

Landesprogramm trägt den Titel „Kompetenzforum Islamismusprä-

vention Niedersachsen“ (KIP NI).

Das KIP NI hat zur Aufgabe, die vorhandenen Netzwerke der unter-

schiedlichen Akteure im Bereich der niedersächsischen Islamismus-

prävention zu bündeln, zu institutionalisieren und zu intensivieren. Es 

ist damit die zentrale Stelle in Niedersachsen, an der die vielfältigen 

Ansätze der Islamismusprävention zusammenlaufen, abgestimmt 

und strukturiert werden.

Das Kompetenzforum ist eine ressortübergreifende Einrichtung, in 

welcher der Sachverstand

	� des Niedersächsischen Ministeriums für Inneres, Sport und Digi-

talisierung (MI),

	� des Landeskriminalamtes Niedersachsen (LKA NI),

	� des Niedersächsischen Ministeriums für Soziales, Arbeit, Gesund-

heit und Gleichstellung (MS) mit der zivilgesellschaftlichen 



349

Extremismusprävention

Beratungsstelle zur Prävention neo-salafistischer Radikalisie-

rung – beRATen e. V.,

	� des Niedersächsischen Justizministeriums (MJ) mit dem Landes-

präventionsrat Niedersachsen (LPR NI) sowie

	� des Niedersächsischen Kultusministeriums (MK) mit den Regiona-

len Landesämtern für Schule und Bildung (RLSB)

zusammengeführt wird.

Die Geschäftsführung des Kompetenzforums wird gemeinsam und 

gleichberechtigt durch den Niedersächsischen Verfassungsschutz 

(Fachbereich Extremismusprävention) und das LKA NI (Präventions-

stelle Politisch Motivierte Kriminalität) wahrgenommen.

Die am KIP NI beteiligten Ressorts sind auf mehreren Ebenen mit-

einander vernetzt:

	� Eine Steuerungsgruppe besteht aus den jeweils 

zuständigen Abteilungsleiterinnen und Abteilungsleitern 

der an dem KIP NI beteiligten Ministerien und setzt die 
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wesentlichen Weichenstellungen für die Islamismusprävention in 

Niedersachsen.

	� Zur interministeriellen Vernetzung auf Arbeitsebene finden regel-

mäßig Treffen mit den für die Islamismusprävention zuständigen 

Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern statt. Hier werden die Details 

der ressortübergreifenden Islamismusprävention gemeinschaft-

lich erarbeitet, neue Trends im Themenfeld Islamismus diskutiert, 

Präventionsansätze entwickelt und bei Bedarf Projektgruppen 

eingerichtet.

	� Die Arbeit des KIP NI wird durch einen Fachbeirat, bestehend 

aus Mitgliedern aus Zivilgesellschaft und Wissenschaft, beratend 

begleitet.

Darüber hinaus stimmt sich das Landesprogramm KIP NI fachlich 

und strategisch mit dem Landesprogramm für Demokratie und 

Menschenrechte (Federführung im MJ) ab, um Synergieeffekte zu 

nutzen und Doppelstrukturen zu vermeiden. Ziel ist es, in Nieder-

sachsen eine ganzheitliche Extremismusprävention zu gewährleisten.

7.7.2  Arbeitsschwerpunkte

	� Strategische Koordinierung 

In den verschiedenen Gremien des KIP NI werden nachhaltige 

Strategien für die Islamismus-/Salafismusprävention in Nieder-

sachsen entwickelt. Der Niedersächsische Verfassungsschutz 

koordiniert diesen Entwicklungsprozess.

	� Einzelfallbezogene Koordinierung 

Zur Koordinierung und Bearbeitung von Einzelfällen beruft das 

LKA NI Fallkonferenzen mit den jeweils erforderlichen Akteuren 

ein. Gemeinsam werden individuelle Präventionsmaßnahmen der 

Intervention und Deradikalisierung erarbeitet.

	� Aufbau von kommunalen Netzwerken für Extremismusprävention 

Der Niedersächsische Verfassungsschutz, das LKA NI und 

beRATen e. V. begleiten den Prozess der lokalen Netzwerk-

bildung, um sicherzustellen, dass Informationen u. a. für die 

Extremismusprävention problemlos vor Ort für die Öffentlichkeit 

zugänglich sind, Meldewege etabliert werden und die Fallbe-

arbeitung effizient erfolgen kann.
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	� Sensibilisierung 

Alle am KIP NI beteiligten Akteure bieten Maßnahmen zur 

Sensibilisierung der mit dem Phänomen Islamismus/Salafismus 

konfrontierten Einrichtungen und der Öffentlichkeit an. Detail-

lierte Informationen zu den Sensibilisierungs- und Informations-

angeboten des Niedersächsischen Verfassungsschutzes sind den 

Kapiteln „7.2 Vortrags- und Informationsveranstaltungen“ sowie 

„7.4 Informationsmaterialien“ zu entnehmen. Zudem koordiniert 

der Niedersächsische Verfassungsschutz die Öffentlichkeitsarbeit 

des KIP NI mittels einer eigenen Internetseite und ist für die 

öffentliche Jahresveranstaltung des KIP NI verantwortlich.

	� Intervention und Deradikalisierung 

Das Ausstiegsprogramm des Niedersächsischen Verfassungs-

schutzes Aktion Neustart182 hilft Ausstiegswilligen dabei, sich 

von extremistischer Szene und Ideologie zu lösen und ein Leben 

ohne Extremismus zu führen. Die zivilgesellschaftliche Beratungs-

stelle zur Prävention neo-salafistischer Radikalisierung beRATen 

e. V. bietet Beratung bei Radikalisierungsverdachtsfällen und 

steht Angehörigen bzw. dem Umfeld von Radikalisierten als 

Ansprechpartner zur Verfügung. Beide Angebote sind kostenfrei, 

vertraulich und auf freiwilliger Basis.

7.7.3  Arbeitsgruppen

2025 haben folgende interministerielle Arbeitsgruppen (AG) inner-

halb des KIP NI gearbeitet:

	� AG „Kommunale Strukturen der Extremismusprävention“ 

(AG KoStX)183: 

In der Arbeitsgruppe geht es um die zielgerichtete Stärkung 

der Extremismusprävention auf lokaler Ebene. Für eine ganz-

heitliche Extremismusprävention im Flächenland Niedersachsen 

ist es notwendig, dass Präventionsstrukturen auf Landesebene 

durch Strukturen auf kommunaler Ebene ergänzt werden. Ziel 

der AG KoStX ist es, ressortübergreifend Standards der Extremis-

musprävention auf lokaler Ebene zu erarbeiten. Hierfür stimmen 

182	Siehe Kapitel 7.8.

183	Vormals als AG „Kommunale Strukturen der Islamismusprävention“ (AG KoStI) bekannt.
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sich das LKA NI, der Niedersächsische Verfassungsschutz und 

beRATen e. V. in regelmäßigen Sitzungen über die Bedarfe vor 

Ort und Standards für kommunale Netzwerke der Extremismus-

prävention ab. 

Im Berichtzeitraum wurde das Konzept der AG KoStX neu auf-

gelegt und der Wandel von einer dezidierten Fokussierung auf 

die Islamismusprävention zur weiter gefassten Extremismusprä-

vention vollzogen. 

In diesem Zuge hat die AG KoStX ein modulares Curriculum zur 

Etablierung kommunaler Präventionsnetzwerke entwickelt und 

2025 öffentlich vorgestellt.

	� AG „(De-)Radikalisierung und Prävention im Kontext psychischer 

Auffälligkeiten“: 

Unter der Federführung des MS, der Beratungsstelle beRATen 

e. V. und des LKA NI arbeiten in dieser AG zivilgesellschaftliche 

und staatliche Präventionsakteure mit weiteren Professionen aus 

den Bereichen Psychiatrie und Psychotherapie zusammen. Ziel 

der AG ist die multiprofessionelle Betrachtung von Fällen sowie 

eine gut vernetzte Zusammenarbeit unter Wahrung der jeweili-

gen datenschutzrechtlichen Grenzen. Es ist angedacht, die Arbeit 

dieser AG in den kommunalen Präventionsstrukturen weiterzu-

führen. Der Niedersächsische Verfassungsschutz ist durch das 

Ausstiegsprogramm Aktion Neustart in der AG vertreten.

	� Arbeitskreis „Extremismus im Kontext von Flüchtlingsarbeit“: 

Im Rahmen dieses Arbeitskreises wurden unter Federführung 

des MS Herausforderungen und Bedarfe von staatlichen und 

nichtstaatlichen Akteuren im Bereich der Flüchtlingsarbeit in 

Niedersachsen erhoben. Ziel ist, u. a. bedarfsgerechte Sensi-

bilisierungs-, Informations- und Fortbildungsformate für ein-

schlägige Einrichtungen und Institutionen anzupassen bzw. neu 

zu entwickeln.

7.7.4  Jahresveranstaltung

Seit 2017 bringt die jährliche KIP NI-Tagung die in der Islamismus-

prävention tätigen Akteurinnen und Akteure in Niedersachsen 

zusammen und bietet Raum für Vernetzung und Diskussionen. In 

verschiedenen Formaten, von Podiumsdiskussionen, Workshops, 
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Fachvorträgen bis hin zu Theaterstücken, 

findet ein Austausch zu aktuellen Themen 

und Fragestellungen statt.

Das KIP  NI veranstaltete am 01.12.2025 

in Hannover seine achte Jahrestagung 

unter dem Titel „Kindheit und Jugend 

in Krisenzeiten – Gemeinsame Wege in 

der Islamismusprävention“. Die Nieder-

sächsische Ministerin für Inneres, Sport und 

Digitalisierung, Daniela Behrens, begrüßte 

die rund 190 Gäste und betonte den hohen 

Stellenwert des ressort- und professions-

übergreifenden Zusammenwirkens in der 

Extremismusprävention, wie sie erfolgreich 

im Rahmen des KIP NI stattfindet. Die Ministerin richtete den Blick 

darauf, dass Kinder und Jugendliche in einer Zeit aufwachsen, die 

von Krisen, Konflikten und Unsicherheiten geprägt ist. Es sei deshalb 

notwendig, ihnen Halt und Orientierung zu geben. 

„Islamismusprävention ist keine Aufgabe allein der Sicherheitsbehörden. Sie ist eine gesamt-

gesellschaftliche Aufgabe - eine Aufgabe der Bildung, der Sozialarbeit, der Medienpädago-

gik, der Religion, der Familien und der Politik.     … 

Kinder und Jugendliche sind keine Risikogruppe. Sie sind Menschen mit Bedürfnissen, mit 

Potenzial, mit Fragen und mit einem Recht darauf, ernst genommen zu werden. Islamis-

musprävention darf nicht erst einsetzen, wenn extremistische Ideologien bereits verfangen 

haben. Sie beginnt viel früher: bei der Stärkung von Resilienz, beim Selbstwert, bei der 

Fähigkeit, Informationen einzuordnen und kritisch zu denken.     …

Die Krisen werden nicht einfach verschwinden. Aber wir können entscheiden, ob sie uns 

spalten oder ob wir in ihnen zusammenstehen. Ob sie Angst schüren oder Solidarität för-

dern. Ob sie junge Menschen verunsichern oder sie darin bestärken, selbst Teil der Lösung 

zu sein.“

Die zwei Geschäftsführerinnen des KIP  NI, Daniela Schlicht, Ver-

fassungsschutz Niedersachsen und Lisa Borchardt, Landeskriminal-

amt Niedersachsen, betonten in ihrem Geschäftsbericht: 
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„Wir stehen in der Islamismusprävention alle vor der gleichen Her-

ausforderung: Durch gesellschaftliche Krisen ausgelöste Verunsiche-

rungen und Ängste können Radikalisierungsprozesse und antidemo-

kratische Haltungen bei Kindern und Jugendlichen befördern.“, 

so Schlicht. Lisa Borchardt: 

„Wir haben über die Jahre gelernt, dass wir verlässliche Strukturen 

benötigen, um insbesondere Kinder und Jugendliche wirksam vor 

extremistischer Einflussnahme zu schützen sowie stabile Netzwerke, 

die in konkreten Fällen von Radikalisierung wie Zahnräder ineinan-

dergreifen.“ 

In dem ersten Fachvortrag referierte Prof. Dr. Andreas Zick, Professor 

für Sozialisation und Konfliktforschung, wissenschaftlicher Direktor 

des Instituts für interdisziplinäre Konflikt- und Gewaltforschung an 

der Universität Bielefeld über Radikalisierung in der Adoleszenz. Er 

stellte dar, dass viele junge Menschen das Gleichheits-

versprechen der Demokratie als nicht eingelöst erlebten. 

Dieses Gefühl mangelnder Teilhabe und Anerkennung 

begünstige ihre Anfälligkeit für radikale Narrative. Daran 

anschließend ging Prof. Dr. Naika Foroutan, Professorin 

für Integrationsforschung und Gesellschaftspolitik an der 

Humboldt-Universität zu Berlin, Direktorin des Deutschen 

Zentrums für Integrations- und Migrationsforschung 

(DeZIM) auf Perspektiven für die Prävention hinsichtlich 

hybrider Identitäten in Kindheit und Jugend ein. Sie führte aus, dass 

in Deutschland über Jahrzehnte hinweg Integrations- und Förderan-

gebote für muslimische Communities unzureichend gewesen seien 

und dass noch immer Defizite in der Anerkennungspolitik bestünden.

In dem anschließenden Podiumsgespräch veranschaulichten Zick und 

Foroutan, dass die aktuell zu beobachtenden Radikalisierungsprozesse 

durch internationale politische Dynamiken verstärkt würden. Zudem 

betonten sie den Einfluss sozialer Medien auf junge Menschen, denen 

oftmals die Fähigkeit fehle, Inhalte einordnen zu können. Foroutan 

forderte mehr Transparenz seitens staatlicher Stellen im Umgang mit 

Desinformation, während Zick betonte, dass vor allem Kinder und 
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Jugendliche besser auf digitale Gefahren vorbereitet werden müssten. 

Einig waren sich beide Diskutierenden, dass Verbote sozialer Medien 

kaum Wirkung entfalten würden. Stattdessen bedürfe es mehr 

ansprechbarer Vertrauenspersonen, insbesondere mit Migrations-

hintergrund (z. B. aus den Bereichen der Sozialarbeit oder der Polizei) 

im sozialen Raum, um Zugang zu jungen Menschen zu schaffen und 

ihnen Orientierung und Unterstützung bieten zu können. Diese Ein-

schätzungen wurden in den Publikumsfragen, die sich überwiegend 

auf die Rolle sozialer Medien bezogen, bestätigt.

Einzelaspekte des Tagungsthemas wurden in vier Workshops 

vertieft: 

	� Der Workshop „Gaming, Digital Streetwork und Radikalisierungs-

prävention im digitalen Raum“, befasste sich mit islamistischer 

Propaganda im Gaming-Bereich, der Diskussion über Radika-

lisierung mittels Gaming und Extremismus in sozialen Medien 

sowie der Vorstellung präventiver Projekte. Der Workshop wurde 

von Referentinnen und Referenten des Niedersächsischen Ver-

fassungsschutzes, des Innenministeriums Nordrhein-Westfalen 

und des Projektes AwareNet, AVP e. V. durchgeführt.

	� Der Workshop „Umgang mit Gruppendynamiken im Klassen-

zimmer am Beispiel Nahostkonflikt“ simulierte anhand kon-

troverser Themen des Nahostkonflikts Gruppendynamiken, 

um Interaktion und Meinungsbildung anzuregen. Es wurden 

Methoden vermittelt, wie mit emotionalen Themen im Unter-

richt umgegangen werden kann. Der Workshop wurde von einer 

Referentin von beRATen e. V. angeboten.

	� Der Workshop „Schülerinnen und Schüler in Radikalisierungs-

prozessen. Möglichkeiten, Chancen und Grenzen der Beratung 

und Unterstützung durch schulische Beratungsteams“ lieferte 

eine theoretische Fundierung zu Radikalisierungsmodellen und 

führte eine Fallarbeit zu möglichen Gesprächsansätzen und Netz-

werkpartnern durch. Es wurde die herausragende Bedeutung 

von Beziehungsarbeit, Vernetzung und dem Abbau von Vor-

urteilen im schulischen Kontext betont. Der Workshop wurde 

von Mitarbeitenden der Regionalämter für Schule und Bildung 

durchgeführt.

	� Der Workshop „Radikalisierung und sozialer Nahraum, Quartiers-

entwicklung, lokale Netzwerke“ stellte die präventive Rolle der 
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Gemeinwesenarbeit durch Netzwerke und lokale Projekte dar 

und unterstrich die Bedeutung des frühzeitigen Aufbaus von 

Vertrauen zur Schaffung von Resilienzen gegen Radikalisierung. 

Dieser Workshop wurde von Mitarbeiterinnen der LAG Soziale 

Brennpunkte Niedersachsen e. V. durchgeführt.

Im Verlauf der Tagung konnten die Tagungsteilnehmerinnen und 

-teilnehmer über Mentimeter-Abfragen ihre Eindrücke einbringen. 

Es wurde deutlich, dass auch aus dem Publikum die derzeit größte 

Herausforderung in der Islamismusprävention insbesondere im 

Umgang mit den sozialen Medien gesehen wird. Mit Sorge wurde 

darüber hinaus die wahrgenommene Polarisierung der Gesell-

schaft genannt sowie als Herausforderung der Zugang zu jungen 

Menschen. Der Wert guter Netzwerke in der Extremismusprävention 

wurde abschließend als wichtiges Fazit von vielen Teilnehmenden 

formuliert.

7.7.5  KIP NI-Internetseite
Die Internetseite des KIP NI steht allen Nutzerinnen und Nutzern, 

die sich über das Phänomen des Islamismus und die Islamismus-

prävention in Niedersachsen informieren wollen, zur Verfügung. 

Dort erhalten Sie Informationen zu den Themen Islamismus und 

Radikalisierung, zur Arbeit des Landesprogramms für Islamismus-

prävention, zu Veranstaltungen und zu Hilfsangeboten. Zudem 

können über die Internetseite Informationsmaterialien abgerufen 

und kostenlos bestellt werden.

Weitere Informationen zum KIP NI erhalten Sie unter folgenden 

Kontaktdaten:

Internet:	 www.KIPNI.niedersachsen.de

E-Mail:	 info@KIPNI.niedersachsen.de

Neues Niedersächsisches Internetportal für Extremismusprävention 

im Aufbau

Die Angebote und Informationen der beiden niedersächsischen 

Landesprogramme für Extremismusprävention, des beim MJ 

angesiedelten Landesprogramms für Demokratie und Menschen-

rechte sowie des KIP NI, werden künftig auf einer gemeinsamen 
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Internetseite abrufbar sein. Damit wird erstmalig ein zentrales und 

niedrigschwelliges Portal für Extremismusprävention in Nieder-

sachsen geschaffen.

7.8  Aktion Neustart

Das 2010 gegründete Ausstiegsprogramm Aktion Neustart unter-

stützt ausstiegswillige Extremistinnen und Extremisten, die sich von 

ihrer jeweiligen extremistischen Szene und Ideologie distanzieren 

wollen. Aktion Neustart ist für alle extremistischen Phänomen-

bereiche zuständig, seit 2010 für Rechtsextremismus, seit 2016 für 

Islamismus sowie seit 2019 auch für Linksextremismus und Extremis-

mus mit Auslandsbezug.

Aktion Neustart steht als Ansprechpartner für Aus-

stiegswillige zur Verfügung, spricht aber auch proaktiv 

Extremistinnen und Extremisten an, die noch keinen 

Ausstiegswillen entwickelt haben. Auf diese Weise sollen 

bei ihnen Ausstiegsimpulse gesetzt werden. Das Aus-

stiegsprogramm unterstützt alle Ausstiegswilligen, vom 

jungen Menschen, der droht in den Extremismus abzugleiten, über 

Mitläufer und Aktivisten bis hin zu langjährigen Führungskadern der 

extremistischen Szenen. Die Unterstützung durch Aktion Neustart ist 

stets kostenfrei, freiwillig und streng vertraulich.

Das Angebot des Ausstiegsprogramms umfasst:

	� vertrauliche Beratung am Telefon,

	� vorurteilsfreie Gespräche über Probleme, Ängste und Wünsche,

	� persönliche Beratung und Begleitung im Ausstiegsprozess,

	� Erstellung eines individuellen Ausstiegsplans,

	� Unterstützung bei der Arbeits-, Ausbildungs- oder Wohnungs-

suche und im Umgang mit Behörden,

	� Hilfe in Bedrohungssituationen,

	� Unterstützung bei der Bearbeitung von Alkohol-, Drogen- und 

finanziellen Problemen,

	� Hilfe bei der Entfernung von extremistischen Tätowierungen und

	� Unterstützung bei Gesprächen mit Eltern, Lehrkräften, Arbeit-

geberinnen und Arbeitgebern.
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Aktion Neustart hat seit seiner Gründung in zahlreichen 

Fällen extremistische Personen im Ausstiegsprozess 

begleitet. Sie umfassen Beratungstätigkeiten für das 

soziale Umfeld (Familie, Lehrkräfte, Arbeitgeberinnen 

und Arbeitgeber, Freundeskreis etc.) extremistischer 

Personen, für Multiplikatorinnen und Multiplikatoren 

sowie konkrete Ausstiegsbetreuungen.

Im Phänomenbereich Rechtsextremismus haben hier-

von seit 2010 insgesamt 80 Personen der Szene den 

Rücken gekehrt. 16 Personen werden aktuell betreut. Im 

Phänomenbereich Islamismus sind seit 2016 insgesamt 

22 Personen ausgestiegen. Zwölf Personen werden der-

zeit betreut. Im Phänomenbereich Extremismus mit Aus-

landsbezug sind vier Personen erfolgreich ausgestiegen.

Das Team von Aktion Neustart ist interdisziplinär 

zusammengesetzt. Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 

verfügen über langjährige Erfahrung im Umgang mit 

extremistischen Ideologien und arbeiten auf Grundlage 

pädagogischer und psychologischer Fachkenntnisse und 

Methoden. Die umfangreichen Verfassungsschutzerkennt-

nisse über extremistische Ideologien und Szenen ermög-

lichen es Aktion Neustart, mögliche Bedrohungslagen für 

eine Aussteigerin oder einen Aussteiger frühzeitig zu erkennen und 

fundierte Gefahrenprognosen zu erstellen.

Im Ausstiegsprozess sollen die persönlichen Einstiegsmotive und 

die extremistischen Einstellungsmuster erkannt, besprochen und 

aufgelöst werden. Ziel der Ausstiegsarbeit ist die Hinwendung der 

oder des Aussteigenden zur freiheitlichen demokratischen Grund-

ordnung und den Grund- und Menschenrechten.

Das Zusammenspiel sicherheitsbehördlicher und pädagogischer Fähig-

keiten, kombiniert mit langjähriger Erfahrung in der Ausstiegsarbeit, 

ermöglicht es, im Ausstiegsprozess nicht nur eine nachhaltige Los-

lösung von extremistischer Ideologie und Szene zu erreichen, sondern 

gleichzeitig auch für Schutz und Sicherheit für die Aussteigerin oder 

den Aussteiger zu sorgen. Darüber hinaus sind der Aufbau einer nicht 
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extremistischen sozialen Existenz und die Reintegration in die Gesell-

schaft essenziell für die Arbeit von Aktion Neustart.

Es bestätigt sich regelmäßig, dass extremistische Szenen gerade 

für junge Menschen vermeintlich einfache Lösungen für komplexe 

Fragen bereithalten. Der Wunsch nach Anerkennung und eine Erleb-

nisorientierung sind fundamentale Motive für die Hinwendung zur 

extremistischen Szene. Allerdings können durch die Zugehörigkeit 

zu einer extremistischen Szene Orientierungslosigkeit, Identitäts-

probleme, Frustrationen und Ängste nur für eine begrenzte Zeit 

kompensiert werden. Extremistinnen und Extremisten, die erkannt 

haben, dass ihnen die Szene nicht das Erhoffte gibt, erhalten von 

Aktion Neustart Unterstützung. Gemeinsam wird eine sinnvolle 

Perspektive für ein Leben frei von Extremismus entwickelt.

Seit Jahren spielt das Internet, insbesondere die sozialen Netz-

werke, eine herausragende Rolle beim Einstieg junger Menschen 

in extremistische Ideologien und Szenen. Soziale Netz-

werke bieten Menschen die Möglichkeit, erste Kontakte 

zu Extremistinnen und Extremisten herzustellen. 

Extremistisches Gedankengut wird teils unreflektiert 

übernommen und so die Radikalisierung befördert. 

Neben dem Austausch extremistischer Ansichten 

können extremistische Schriften, Filme und Musik 

konsumiert werden. Um dem entgegenzutreten, spricht 

Aktion Neustart dort Extremistinnen und Extremisten 

gezielt proaktiv an, mit der Absicht, Ausstiegsimpulse zu 

setzen. Mittels selbst produzierter Memes und Videos 

kommuniziert Aktion Neustart alternative Narrative 

und dringt in die extremistischen Meinungsblasen der 

Nutzerinnen und Nutzer sozialer Netzwerke ein, bietet 

nicht extremistische Perspektiven an und macht auf sein 

Unterstützungsangebot für den Ausstieg aufmerksam.

Um potenzielle Aussteigerinnen und Aussteiger mög-

lichst niedrigschwellig erreichen zu können, bietet 

Aktion Neustart zudem die Möglichkeit der anonymen 

Online-Beratung an. Sie richtet sich an all diejenigen, 
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die sich über Extremismus und den Ausstieg aus dem Extremismus 

beraten lassen wollen.

Sie können Aktion Neustart unter folgenden Kontaktdaten 

erreichen:

Mobil:	 0172 4444300 

E-Mail:	 aktion.neustart@mi.niedersachsen.de

In den sozialen Medien: Facebook, YouTube, Instagram, TikTok

Online-Beratung für alle Extremismusbereiche: 

www.aktion-neustart.de




